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Niederschrift 

über die 5. Sitzung des Rates der Stadt Jever 

 

Sitzungstag: 22.06.2017 

Sitzungsort: Schützenhof Jever - Großer Saal  

Sitzungsdauer: 19:13 Uhr bis 22:05 Uhr 

 

Teilnehmerverzeichnis:  

 
Vorsitzender 
Oltmanns, Karl  
 
Stellvertretender Vorsitzender 
Zillmer, Dirk  
 
Ratsmitglieder 
Albers, Jan Edo Bürgermeister  
Albers, Udo  
Bollmeyer, Matthias Dr.  
Bunjes, Gertrud  
Cremer, Udo  
Dabitsch, Rainer  
Eden, Stephan  
Funk, Harry Dr.  
Harjes, Olaf  
Hartwig, Marcus  
Janßen, Dieter  
Jong-Ebken, Roswitha de  
Kourim, Frank  
Matern, Hans  
Montigny, Bettina  
Rasenack, Marianne  
Remmers, Andrea  
Schönbohm, Heiko  
Schüdzig, Herbert  
Sender, Alfons  
Theemann, Hendrik  
Thomßen, Almuth  
Vahlenkamp, Dieter  
von Ewegen, Leon  
Waculik, Hanspeter  
Wolken, Wilfried  
Zielke, Beate  
 
Verwaltung 
Müller, Mike  
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Post, Janika Protokollführerin 
Rüstmann, Dietmar  
Schaus, Hans-Wilhelm  
Schwarz, Jörg  

 

Entschuldigt waren: 

 
Ratsmitglieder 
Reck, Renate  
Vredenborg, Elke  

 
 

Tagesordnung: 
  
 

Öffentlicher Teil 
 

TOP 1. Eröffnung der Sitzung durch den Ratsvorsitzenden 

 
Der Ratsvorsitzende eröffnet die Sitzung um 19.13 Uhr. 
 
 

TOP 2. Feststellen der ordnungsgemäßen Ladung und der anwesenden Ratsmit-
glieder 

 
Der Ratsvorsitzende stellt die ordnungsgemäße Ladung und die Anwesenheit der zuvor 
genannten Ratsmitglieder fest. 
    
 

TOP 3. Feststellen der Beschlussfähigkeit 

 
Der Ratsvorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit des Rates fest. 
    
 

TOP 4. Feststellen der Tagesordnung 

 
Die Tagesordnung wird wie vorgelegt festgestellt. 
 
    

TOP 5. Genehmigung des Protokolls Nr. 4 über die Sitzung des Rates vom 27. 
April 2017 - öffentlicher Teil - 

 
Das Protokoll wird mit 28 Ja-Stimmen, bei 1 Enthaltung genehmigt. 
 
    

TOP 6. Bericht des Bürgermeisters über 

   

TOP 6.1. Wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses 
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Der Bürgermeister informiert über die wichtigen Beschlüsse des Verwaltungsausschusses 
aus den Sitzungen vom 23.05.2017, 06.06.2017 und 13.06.2017. Eine Auflistung dieser Be-
schlüsse ist dem Protokoll als Anlage beigefügt. 
 
Anschließend gibt Herr Schaus den Baubericht 05/ 2016-2021 über den Berichtszeitraum 
vom 21.05.2017 bis 22.06.2017 bekannt, der dieser Niederschrift ebenfalls als Anlage beige-
fügt ist.  
 
    

TOP 6.2. Wichtige Angelegenheiten der Stadt 

 
Bürgermeister Albers teilt mit, dass der Landkreis Friesland beschlossen habe, 35 Park-
plätze an der Blauen Straße zu schaffen und der Stadt die Kosten für den Erwerb der Flä-
chen und die Erstellung der Parkplätze zu erstatten, sofern sich die Stadt mit der Kirchen-
gemeinde einigen könne, dass dort ein Parkplatz entstehen dürfe. 
 
 

TOP 7. Anträge und Beantwortung von Anfragen 

 
- keine - 
 
    

TOP 8. Einwohnerfragestunde - Sitzungsunterbrechung - 

 
Der Ratsvorsitzende unterbricht die Sitzung um 19.23 Uhr, um den anwesenden Bürger/-
innen die Gelegenheit zu geben, Fragen an den Rat und die Verwaltung der Stadt Jever zu 
stellen. Nachdem mehrere Bürger/-innen hiervon Gebrauch gemacht haben, eröffnet der 
Ratsvorsitzende die Sitzung um 20.12 Uhr erneut. 
 
    

TOP 9. Potenzialstudie zur Ermittlung weiterer Flächen für Windenergieanlagen; 
Vorstellung und weiteres Vorgehen 
 
BauPlanA Nr. 7 vom 7. Juni 2017 
VA Nr. 12 vom 13 Juni 2017 
Vorlage: BV/0174/2016-2021 

 
Bürgermeister Albers gibt eine kurze Erklärung zum Verfahrensablauf. Im Falle einer posi-
tiven Beschlussfassung werde heute mit dem Verfahren zur Flächennutzungsplanänderung 
begonnen. Gesetzlich sei es so geregelt, dass danach ein Vorschlag in die öffentliche Ausle-
gung gehe, wo dann die betroffenen Bürger/-innen und Behörden Stellung nehmen könnten. 
Diese Stellungnahmen seien dann vom Rat einzeln abzuwägen. Im Rahmen dieser Abwä-
gung sei der Rat berechtigt, bei entsprechenden Argumenten, auch die in der Potenzialstu-
die enthaltenen Parameter zu ändern. Das bedeute, dass der Rat im Verfahren immer noch 
die Abstände zur Wohnbebauung etc. verändern könne. Darüber hinaus könne der Rat das 
Verfahren zu jedem Zeitpunkt noch beenden. 
 
Ratsherr Janßen erläutert, wie das Thema Windenergie in Jever eigentlich zustande ge-
kommen sei. Im Jahr 2012 sei im alten Rat die Errichtung einer Photovoltaikanlage im Ge-
werbegebiet seitens der Stadt diskutiert worden. Nach Erstellung einer Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung und Beratung in den Ausschüssen sei dann aber beschlossen worden, dass sich 
eine Photovoltaikanlage auf Dauer nicht rechnen werde. Aufgrund dessen sei von den Frak-
tionen der SWG, SPD und Bündnis 90 / Die Grünen am 06.06.2013 beantragt worden, eine 
Potenzialstudie für Windenergieanlagen in Jever zu erstellen. Dieses sei damals auch mit 
dem Ziel einer möglichen wirtschaftlichen Beteiligung der Stadt, um Gewerbesteuereinnah-
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men zu generieren, einstimmig beschlossen worden. Er weist darauf hin, dass die Ratsmit-
glieder verpflichtet seien, die Einnahmesituation der Stadt zu verbessern. Dazu müssten alle 
Möglichkeiten, auch die Errichtung von Windenergieanlagen, genau geprüft werden. Ob es 
dann auch umgesetzt werde, sei eine andere Frage. Am 02.07.2015 sei der Beschluss zur 
Flächennutzungsplanänderung, um Sonderbauflächen für Windenergie in Jever darzustellen, 
einstimmig gefasst worden. Sämtliche Entscheidungen zum Thema Windenergie seien bis-
her und würden auch künftig im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und auf der Basis der 
demokratischen Regeln gefasst werden.  
 
Er betont, dass es heute um eine wichtige Zukunftsentscheidung gehe, aber noch keine 
letztendliche Entscheidung fallen werde. Es würden die Weichen für eine spätere Entschei-
dung gestellt. Deswegen habe er im letzten Planungsausschuss auch den Antrag gestellt, 
die drei potenziellen Flächen für die Windenergieanlagen vor Ort anzusehen. Er finde es 
schade, dass die Fraktionen der SWG und der FDP bei der Besichtigung der Flächen nicht 
vertreten gewesen seien.  
 
Er stellt klar, dass die SPD-Fraktion bereits in ihrem Wahlprogramm eine verträgliche Nut-
zung der Windenergie in der Stadt Jever veröffentlicht hätte. 
 
Er betont, dass seine Fraktion die Errichtung von Windenergieanlagen in Jever nicht um je-
den Preis durchsetzen werde. Alle Vor- und Nachteile sollten sachlich und emotionsfrei ab-
gewogen werden. Es sei ihnen wichtig, dass die Windenergieanlagen eine Höhe von 150 
Meter nicht überschritten und dass die Grenzabstände eingehalten würden, welches im Be-
reich Cleverns wohl der Fall sei. 
 
Er stellt klar, dass die Entscheidung der SPD-Fraktion noch offen sei. Seine Fraktion werde 
die berechtigten Argumente der Befürworter und der Gegner ernst nehmen und dann in aller 
Ruhe, ohne sich unter Druck setzen zu lassen, eine Entscheidung treffen. Sie würde auch 
alle Argumente aus der heutige Ratssitzung mitnehmen und in den Fraktionssitzungen weiter 
diskutieren und prüfen. Die Bürger könnten sich darauf verlassen, dass die SPD-Fraktion die 
Entscheidung letztendlich sachlich und objektiv treffen würden.  
 
Es könne durchaus sein, dass von den drei möglichen Bereichen auch nur ein Teilbereich in 
Frage komme. Er könne es sich nicht vorstellen, dass die maximale Anzahl der Anlagen in 
allen drei Bereichen gebaut würden. Das würde zu einer Verspargelung der Landschaft füh-
ren, was auch von der SPD-Fraktion auf keinen Fall gewollt werde. Vom Prinzip her sei wohl 
keiner der Anwesenden gegen eine Energiewende, nur das „wie“ ist noch offen und müsse 
geklärt werden. 
 
Ratsfrau Zielke schließt sich den Worten von Ratsherrn Janßen an. Die Fraktion Bündnis 
90 / Die Grünen sei aber für eine Erweiterung des Beschlussvorschlages. Sie befürworteten 
grundsätzlich die Weiterführung der Potenzialstudie bezüglich der Ausweisung von Flächen 
für Windenergieanlagen, beantragen aber zusätzlich die Einrichtung eines Bürgerforums 
kurz nach den Sommerferien. Sie betont in diesem Zusammenhang, dass die Potenzialstu-
die erst den Anfang eines Prozesses darstelle und nicht den endgültigen Beschluss, dass 
Windenergieanlagen in Jever gebaut würden. Wichtig sei ihrer Fraktion jedoch die Bürgerbe-
teiligung. Daher läge ihnen die Installation eines Bürgerforums mit einer externen Moderation 
sehr am Herzen. Dieses Bürgerforum solle eingerichtet werden, bevor das Verfahren zur 
dritten Änderung des Flächennutzungsplanes weiterbetrieben werde. So hätten alle Bürger/-
innen die Möglichkeit, zum weiteren Vorgehen in Sachen Windkraft Stellung zu beziehen und 
die Argumente sachlich zu diskutieren. Es sei ihrer Fraktion ein großes Anliegen, den Befür-
wortern als auch den Zweiflern ein Forum anzubieten.  
 
Ratsherr Cremer zeigt sich erfreut darüber, dass so viele Bürger/-innen zu der Sitzung er-
schienen seien. Ihm sei aufgefallen, dass in der ursprünglichen Planung in Sandelermöns 
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sieben Windenergieanlagen eingezeichnet seien, in der aktuellen Planung aber nur noch 
sechs Anlagen vorgesehen seien. Er habe sich diesbezüglich schlau gemacht, und gehe 
davon aus, dass die Tendenz dahingehe, dass dort mittlerweile 200 Meter hohe Anlagen 
geplant seien.  
 
Er kritisiert, dass bei der Ortsbegehung der Flächen die Standorte schlecht gewählt worden 
seien. Seinem Vorschlag, direkt in die Mitte nach Hoyerskamp zu fahren, um auch die 
Wohnbebauung zu sehen, sei man leider nicht gefolgt. 
 
Er teilt mit, dass die SWG-Fraktion in dieser Woche eine Präsentation für die Bürger/-innen 
gehalten hätte, um sie über die Situation in Jever zu informieren. Anschließend hätte sie bei 
einer weiteren Präsentation den Blick auf ganz Deutschland gerichtet. Diese habe gezeigt, 
wie chaotisch die Energiewende in Deutschland und der Welt verlaufe. Natürlich sei die 
Energiewende gewollt, aber es sei leider vergessen worden, den Ausbau zu limitieren. Des-
wegen sei es in Deutschland zu dem Wahnsinn gekommen, dass hier viel mehr Strom pro-
duziert als überhaupt benötigt werde, und das ohne die erforderlichen Leitungen oder ir-
gendwelchen Speichermöglichkeiten. Im letzten Jahr habe es über eine Milliarde Euro an 
Ausgleichzahlungen dafür gegeben, dass Windkraftanlagen abgestellt worden seien. Es sei 
einmalig, dass die Betreiber der Windenergieanlagen Geld für etwas bekämen, was sie nicht 
produzierten. 
 
Er zeigt auf, dass im Landkreis Friesland bereits 550 Hektar Flächen für Windenergieanla-
gen verbaut seien, welches sich durch die neu geplanten Flächen sogar noch auf ca. 730 bis 
750 Hektar erhöhen würde. Er weist darauf hin, dass bei einem Rückbau der Windenergie-
anlagen nur die ersten zwei Meter der insgesamt 15 bis 30 Meter tiefen Fundamente ent-
sorgt werden müssten. Der Rest der Fundamente würde für immer im Boden verbleiben, 
welches auch schädliche Auswirkungen auf das Grundwasser haben könne. 
 
Zum Thema Entwertung des Eigentums erklärt Ratsherr Cremer, dass dieses auch durch 
Studien z.B. vom Mieterbund und vom deutschen Maklerbund belegt worden sei. In Däne-
mark sei eine Studie über 10 Jahre lang gelaufen, in der 26.000 Häuser beurteilt worden 
seien, bei denen eine deutliche Wertminderung festgestellt worden sei. Auch in Irland sei 
heute ein entscheidendes Urteil getroffen worden. Da hätten sieben Familien gegen die Fir-
ma Enercon auf Körperverletzung wegen Infraschall geklagt. Enercon habe einem Vergleich 
zugestimmt, damit es kein Grundsatzurteil gebe. 
 
Er erklärt, dass der Flächennutzungsplan ein reines Verwaltungsinstrument sei, der keine 
Rechtsbedeutung habe. Nur durch die Windkraftplanung bekomme er eine Rechtsbedeu-
tung. In der Studie seien Potenzialflächen entwickelt und betrachtet worden, was bedeute, 
dass alle anderen Flächen Ausschlussflächen seien. Seine Fraktion habe ein Gutachten ein-
geholt (siehe Anlage), aus welchem ganz klar hervorgehe, dass es für die Stadt unmöglich 
sei, die Potenzialflächen, die als gut erachtet worden seien, auszuschließen. Dieses wäre 
reine Willkür und somit rechtswidrig. Ein Ausschluss könne nur durch Gutachten oder durch 
die Avi-Fauna-Studie, wenn irgendwas dagegenspreche, erfolgen. Dieses hätte zur Folge, 
dass sich Windkraftbetreiber in die Windkraftpotenzialflächen einklagen könnten. Bei einer 
Änderung des Flächennutzungsplanes bestehe somit die Gefahr, dass letztendlich alle 28 
Windenergieanlagen in Jever gebaut würden. 
 
Er hofft, dass der Rat sich an die Eingangsworte des Ratsvorsitzenden Oltmanns halte und 
offen abstimmen werde. 
 
Ratsherr Albers erklärt, dass der heutige Beschlussvorschlag über die weitere Nutzung von 
Windenergie für die Stadt Jever, sofern man den Außenbereich auch als Teil der Stadt aner-
kenne, von enormer Tragweite sei und über Jahrzehnte hinweg das Bild der Stadt beeinflus-
sen und die betroffenen Bürger/-innen beeinträchtigen werde.  
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Um dieser Aussage Nachdruck zu verleihen, nennt er mehrere negative Auswirkungen der 
fast 30 möglichen Windenergieanlagen in Jever. Mit diesem Beschluss würden u.a. die Wei-
chen für die Aufgabe der letzten freien Naturräume, für die Aufgabe der letzten unverbauten 
Landschaften, für die Aufgabe der letzten freien Sichtmöglichkeiten, für die Zerstörung der 
noch wenigen vorhandenen flora- und faunareichen Gebieten, für eine massive Entwertung 
des betroffenen Eigentums und für eine schlechtere Behandlung der Menschen im Außenbe-
reich gestellt. Aus einem Trinkwasserschutzgebiet, welches sich nahtlos an ein Landschafts-
schutzgebiet anschließe, werde eine Windkraftindustriefläche. Und das alles sei der Profit-
gier einiger weniger geschuldet. 
 
Die vom Kanzlerkandidaten angesprochene Gerechtigkeitsdebatte gelte anscheinend nicht 
für die Menschen im Außenbereich. Wie Ratsherr Cremer weist auch er daraufhin, dass der 
heute produzierte Strom aus dieser Region bereits keine Abnehmer mehr finde. Täglich 
müsse die Stromproduktion bei voll bestehender Einspeisevergütung gedrosselt werden. Es 
sei somit völlig absurd, noch weiteren Windstrom zu produzieren. Der neue Ministerpräsident 
von Schleswig-Holstein spreche bereits von Wegwerfstrom.  
 
Für ihn gelte das Motto „Gründlichkeit vor Schnelligkeit“. Der Fachausschuss habe sich bis-
her noch in keinster Weise, in Anbetracht dieser „Jahrhundertentscheidung“, angemessen 
über diese Thematik beraten. 
 
Er hoffe, dass die Ratsmitglieder das ihnen vor der Sitzung zur Verfügung gestellte Gutach-
ten zur Kenntnis genommen hätten. Darin werde nicht nur die Rechtsauffassung der Verwal-
tung, eine willkürliche Flächenauswahl tätigen zu können, widerlegt, sondern auch die ge-
wünschte Höhenbeschränkung auf 150 Meter in Frage gestellt. Bevor mit dieser Potenzial-
studie die Änderung des Flächennutzungsplanes betrieben werden solle, müssten die Ziel-
vorstellungen präzise eingearbeitet werden. 
 
Die SWG-Fraktion beantragt daher, die Potenzialstudie zur Kenntnis zu nehmen und sie zur 
weiteren Beratung zurück in den Fachausschuss zu verweisen. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes solle erst weiter betrieben werden, wenn der Rat der Stadt Jever die Bedin-
gungen für die weitere Entwicklung der Windenergie rechtssicher formuliert habe. 
 
Er stellt klar, dass die SWG-Fraktion sich nicht grundsätzlich gegen die Nutzung von Wind-
energieanlagen ausspreche, aber diese Nutzung sollte für Mensch und Natur verträglich 
sein. Ebenfalls sollten wertvolle Landschaftsteile der Region von solchen massiven Eingriffen 
verschont werden. Er bittet die Ratsmitglieder nachdrücklich um Unterstützung ihres Antra-
ges. Die SWG-Fraktion möchte niemanden absprechen, auch nicht der Verwaltung, etwas 
Gutes für Jever tun zu wollen. Es gelte aber, alle guten Absichten unter einen Hut zu bringen 
und das könne mit dem heute vorliegenden Beschluss nicht erreicht werden. 
 
Bürgermeister Albers bezieht sich auf die Aussagen von Ratsherr Cremer und Ratsherr 
Albers. Er erklärt, dass die wasserschutzrechtliche Frage im Rahmen des Bauleitverfahrens 
abgeklärt werde, da der OOWV im Verfahren als Behörde beteiligt werde. Gleiches gelte 
auch für die sonstigen Belange, die jetzt im Verfahren zur Flächennutzungsplanänderung 
eingeholt würden. Deswegen befinde man sich auch erst am Anfang des Verfahrens. Es sei 
nicht erforderlich, dass sich der Rat bereits jetzt detailliert mit allen Einzelheiten und Fakten 
der Potenzialstudie auseinandersetze. Diese Studie hätte dem Rat theoretisch auch erst im 
Rahmen der Abwägung vorgelegt werden müssen. Der Rat könne im Rahmen des Abwä-
gungsprozesses noch alle Parameter hin- und herschieben. 
 
Weiterhin nimmt Bürgermeister Albers kurz Stellung zu dem Rechtsgutachten, welches ihm 
vor der Sitzung von der SWG-Fraktion vorgelegt worden sei. Dieses Gutachten widerspreche 
der Rechtsauffassung der Verwaltung und des städtischen Anwaltes nur in einem Punkt, 
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nämlich in der Frage, ob man im Verfahren noch eine Auswahl der Flächen vornehmen kön-
ne. Bürgermeister Albers erklärt, dass die Aussage des Anwaltes zu diesem Punkt recht-
lich nicht zutreffend sei, welches er auf fehlende Informationen zurückführe. Denn dem An-
walt sei nicht das entscheidende Urteil zum alten Flächennutzungsplan vorgelegt worden. 
Dieses Urteil mache den Flächennutzungsplan rechtssicher. Er stellt klar, dass die Stadt 
auch bei Fehlern im Abwägungsprozess nur auf den alten Flächennutzungsplan zurückfallen 
könne. Im Rahmen der Flächendarstellung der Potenzialstudie seien Unterschiede zwischen 
den einzelnen Flächen manifestiert worden. Wenn man sich an diesen Unterschieden orien-
tiere, sei diese Auswahl nicht willkürlich. 
 
Es sei richtig, dass es zum jetzigen Zeitpunkt keinerlei Festlegungen auf eine Höhe von 150 
Metern gebe. Diese Festlegung müsse der Rat im Bauleitverfahren noch treffen. Nur wenn 
diese Entscheidung nicht getroffen werde, könnten auch höhere Anlagen aufgestellt werden. 
 
Ratsherr Albers fragt sich, wie Bürgermeister Albers es schaffe in nur so kurzer Zeit ein 
vierseitiges Gutachten eines Fachanwaltes als fehlerhaft zu bezeichnen. 
 
Ratsherr Dr. Bollmeyer erklärt, dass die CDU-Fraktion zum Thema Windenergie keine ein-
heitliche Fraktionsmeinung abgeben werde, da jedes Mitglied nach seiner persönlichen Ein-
schätzung und Überzeugung entscheiden werde. Aber an diesem Punkt des Verfahrens 
würden alle Mitglieder für den Verwaltungsvorschlag stimmen. Denn der CDU-Fraktion sei es 
wichtig, im weiteren Verfahren die offenen Fragen der Studie ordentlich und rechtlich korrekt 
abzuklären, bevor es dann möglicherweise zu konkreten Bauplanungen kommen könne. Er 
betont, dass diese Entscheidung noch nicht heute getroffen werde. Sie seien der Meinung, 
dass die Klärung der offenen Fragen nur sinnvoll möglich sei, wenn heute ein positiver Be-
schluss zur Änderung des Flächennutzungsplanes auf der Grundlage der Potenzialstudie 
getroffen werde. 
 
Sollten in Jever tatsächlich neue Windenergieanlagen entstehen, könnten dadurch natürlich 
auch neue kommunale Einnahmen generiert werden, z.B. durch Gewinne an einer eventuel-
len Beteiligung der Stadt oder durch Gewinne aus neuem Gewerbesteueraufkommen. Die 
CDU-Fraktion könne dieser Art der Einnahmeverbesserung eher zustimmen als einer allge-
meinen Steuererhöhung oder der Streichung einzelner städtischer Leistungen. Er erinnert 
daran, dass der ursprüngliche Antrag der Fraktionen der SPD, SWG und Bündnis 90 / Die 
Grünen vom 06.06.2013 explizit die Eckpunkte Haushaltskonsolidierung durch Einnahmen 
aus Windenergieanlagen und auch Standorte im jeverschen Bereich der Einflugschneise des 
ehemaligen Flugfeldes in Upjever enthielte. 
 
Bezüglich der in der Einwohnerfragestunde gestellten Frage nach dem Wohnen erklärt 
Ratsherr Dr. Bollmeyer, dass Windenergieanlagen im Außenbereich privilegiert, also 
durchaus vorgesehen seien. Aber er betont, dass man im Verfahren ja noch gar nicht so weit 
sei. 
 
Er kritisiert die teilweise unverschämten und unsachlichen Vorwürfe, die in der letzten Zeit 
gegen die Verwaltung und den Bürgermeister erhoben worden seien. Dieser Zustand sei 
untragbar und müsse schleunigst beendet werden. 
 
Abschließend geht er noch auf die Bedeutung des Demokratieverständnisses ein. Er betont 
dabei, dass es im Entscheidungsprozess selbstverständlich sei, sich gegenseitig zuzuhören, 
sich das Wort zu gewähren und durchaus auch Emotionen zuzulassen. Demokratie bedeute-
te deswegen aber nicht, demjenigen, der am lautesteten rufe, seine Wünsche zu erfüllen. Es 
müsse somit auch hier eine mehrheitsfähige Entscheidung, ein Kompromiss, getroffen wer-
den, mit denen auch die unterlegene Seite leben müsse. 
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Ratsherr Theemann stellt sich die wichtige Frage nach der Sinnhaftigkeit. Es mache für ihn 
eindeutig keinen Sinn, Strom zu produzieren und nicht abzutransportieren. Das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) auf Bundesebene habe vor Jahrzehnten sicherlich auch seine Be-
rechtigung gehabt, sei aber heute nicht mehr zeitgemäß. Der Rat habe auch die Aufgabe, 
dieses zu korrigieren. Es könne nicht angehen, dass für eine Milliarde Euro Strom produziert 
und weggeschmissen werde. 
 
Er erklärt, dass er die Aussage von Ratsherr Dr. Bollmeyer, erst den Beschlussvorschlag 
der Verwaltung zu akzeptierten und dann im Abwägungsprozess korrigierend eingreifen zu 
können, nicht teile. Seiner Meinung nach müsse die Potenzialstudie an dieser Stelle zurück 
in den Fachausschuss gegeben werden, um sich dort erstmalig über wichtige Parameter 
einigen zu können. Oder man müsse direkt die Entscheidung treffen, es ganz sein zulassen, 
da nach einer Abwägung nicht mehr genügend Fläche für Windenergieanlagen übrigbleiben 
werde. 
 
Er stellt klar, dass ihm die weichen Kriterien aus der Potenzialstudie eindeutig zu weich sei-
en. Es müsse auch diskutiert werden, ob die einzelnen Parameter aus der Studie richtig ge-
wichtet seien, das habe bisher alles noch nicht stattgefunden. Wenn man aber jetzt dem Be-
schlussvorschlag zustimme, habe man diese zunächst so akzeptiert wie sie auch in der Stu-
die vorgegeben seien. Der Rat müsse sich bei der Entscheidung mehr Zeit lassen. Auch die 
Akzeptanz der Bürger/-innen sei ihm sehr wichtig.  
 
Er appelliert an alle Ratsmitglieder, sich die Frage nach dem Sinn zu stellen. Es sei noch 
nicht zu spät, die Potenzialstudie zurück in den Fachausschuss zu geben. 
 
Ratsherr Cremer kritisiert, dass das Verfahren jetzt mit einer wahnsinnigen Geschwindigkeit 
betrieben werde, anstatt sich Zeit zu lassen um sich zu orientieren, wo man eigentlich hin 
möchte. Es müsse jedem klar sein, dass ein begonnenes Verfahren nicht mehr aufzuhalten 
sei. 
 
Zudem gibt er zu bedenken, dass das Stadtgebiet nicht sehr groß sei und der Bau von 
Windenergieanlagen somit auch die Stadtentwicklung bezüglich der Wohnbebauung ein-
schränken würde. Durch den Bau der Windenergieanlagen im Westen von Jever sei eine 
Weiterentwicklung in diese Richtung nicht mehr möglich. Da eine Weiterentwicklung in die 
anderen Richtungen aufgrund des Gewerbegebietes, der Umgehungsstraße, des Moorlan-
des etc. auch nicht mehr möglich sei, stellt er sich die Frage, wo denn überhaupt noch eine 
Ausweitung der Wohnbebauung in Frage käme. 
 
Zudem betont er, dass sich der Bau der Windenergieanlagen auch negativ auf den Touris-
mus in Jever auswirken werde.  
 
Im Hinblick auf mögliche wirtschaftliche Aspekte, die für den Bau von Windenergieanlagen 
sprechen, erklärt Ratsherr Theemann, dass es seiner Meinung nach keinen Sinn mache, 
dabei wirtschaftliche Risiken einzugehen, die bei einem solchen Investment bestünden. 
Durch die kommende Bundestags- und Landtagswahl sei nicht sicher, ob das EEG unverän-
dert bleibe. Er glaube nicht, dass das EEG noch über einen längeren Zeitraum Bestand ha-
ben werde. Auch die möglichen Gewerbesteuereinahmen würden der Stadt auch erst in den 
nächsten Jahren helfen. In der jetzigen Haushaltslage sei es keine gute Idee auf solche ris-
kanten Einnahmequellen zurückzugreifen. Es sollten besser andere Ideen entwickelt werden. 
 
Ratsherr Harjes kann die Aussage von Ratsherr Theemann bezüglich der nächsten Bun-
destagswahl nicht nachvollziehen. Dann könne man überhaupt keine Projekte mehr planen. 
Man befinde sich außerdem erst am Anfang des Planungsprozesses, sodass es sich noch 
hinziehen werde, bis die endgültigen Beschlüsse getroffen würden. 
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Ratsherr Theemann erklärt, dass man die Notbremse ziehen müsse, da noch so viele Fra-
gen ungeklärt seien. Er erklärt, dass die Energiewende keine nationale Angelegenheit sei. 
Deutschland könne noch so viel CO² einsparen, im globalen Kontext nütze das überhaupt 
nichts. Somit sei die Frage nach dem Bau von Windenergieanlagen in Jever international 
gesehen wirkungslos. Man müsse sich überlegen, wie der CO² Ausstoß global reduziert 
werden könne.  
 
Ratsherr Dr. Bollmeyer weist im Hinblick auf die Ausführungen von Ratsherr Theemann 
darauf hin, dass der Rat nur einen Grund habe die Thematik weiter zu untersuchen, wenn 
die Potenzialstudie als Grundlage verwendet werden solle. Wenn diesem heute nicht zuge-
stimmt werde, wäre das Thema formal beendet und die Verwaltung hätte auch keinen Auf-
trag mehr, noch einzelne offene Fragestellungen zu erörtern. 
 
Weiterhin weist er darauf hin, dass die Mitarbeiter vom Planungsbüro ausdrücklich erklärt 
hätten, dass die Kriterien, die sie für die Bewertung angesetzt hätten, in der Hand des Rates 
lägen und auch entsprechend verändert werden könnten. 
 
Ratsherr Waculik erklärt, dass er auch gleichzeitig die Bürger/-innen durch den Bürgerver-
ein vertrete. Er höre sich deren Anliegen an und sei bereits von vielen Bürger/-innen darum 
gebeten worden, dafür zu sorgen, dass in Jever keine neuen Windenergieanlagen gebaut 
würden. Diese schönen Gebiete sollten erhalten bleiben und nicht durch Windenergieanla-
gen verspargelt werden. 
 
Ratsherr Albers merkt an, dass sich jeder, der durch die Windenergieanlagen Steuerei-
nahmen generieren möchte, klar darüber sein sollte, dass dieses zu Lasten der Menschen, 
der Natur und der Landschaft geschehe. Er weist darauf hin, dass die Einspeisevergütung 
gekippt worden sei. Der Strom müsse verkauft werden, aber zu welchem Preis der Strom 
verkauft werden könne, wisse zurzeit noch keiner. 
 
Bezüglich der Aussage von Ratsherr Harjes betont Ratsherr Cremer noch einmal aus-
drücklich, dass man sich nicht am Anfang des Verfahrens befinde, sondern mitten drinste-
cke. Er weist daraufhin, dass im Bundestag Gesetze in der Vorbereitung seien, durch die 
eine Privilegierung der Windkraftanlagen in den Außenbereichen in den nächsten Jahren 
aufgehoben werden solle. 
 
Er gibt eine ausführliche Erklärung zum Thema CO². Wie Ratsherr Theemann bereits zum 
Ausdruck gebracht habe, hat Deutschland mit nur 2,5 Prozent nur einen sehr geringen Anteil 
am weltweiten CO²-Ausstoß. China habe mit über 29 Prozent einen weitaus größeren Anteil 
daran. China baue schon lange keine Windkraftanlagen mehr. Sie bauten dafür jetzt neue 
Kohlekraftwerke mit einer hervorragenden Filtertechnik. 
 
Nach der Diskussion stellt der Ratsvorsitzende Oltmanns fest, dass insgesamt 4 Anträge 
vorliegen. Er unterbricht die Sitzung um 21.13 Uhr für ein paar Minuten, um die Reihenfolge 
der Anträge für die Abstimmung festzulegen. 
 
Nachdem er die Sitzung wiedereröffnet hat, teilt er mit, in welcher Reihenfolge über die An-
träge abgestimmt werde. Als erstes werde über den Antrag der SWG und FDP-Fraktion auf 
Aussetzung des Verfahrens und Beauftragung des Ausschusses mit der Vorbereitung des 
Antrages auf Durchführung einer Einwohnerbefragung abgestimmt. Die zweite Abstimmung 
erfolge über den Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen, also über den Beschlussvor-
schlag der Verwaltung mit der zusätzlichen Maßgabe ein Bürgerforum einzurichten. Als drit-
tes werde der Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Abstimmung gestellt, und als letztes 
werde dann der Antrag der SWG-Fraktion, die Potenzialstudie zur Kenntnis zu nehmen und 
sie zur weiteren Beratung zurück in den Fachausschuss zu verweisen, abgestimmt. 
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Ratsherr Albers erhebt Einspruch gegen die Reihenfolge der Abstimmung. Seiner Meinung 
nach müsste über den Antrag der SWG-Fraktion „Kenntnisnahme der Potenzialstudie“ als 
erstes abgestimmt werden. 
 
Bürgermeister Albers erklärt, dass die Reihenfolge verfahrensmäßig vorgegeben sei. Es 
werde immer zuerst über den weitergehenden Antrag abgestimmt. Er erläutert sodann noch 
einmal ausführlich die vier Anträge.  
 
Zudem weist er erneut ausdrücklich darauf hin, dass wenn heute der Beschluss getroffen 
werde, die Potenzialstudie als Grundlage für das weitere Verfahren zu nehmen, dieses nicht 
bedeute, dass die einzelnen Parameter der Studie endgültig feststünden, sie könnten im 
Verfahren noch abgeändert werden. 
 
Ratsherr Albers erwidert, dass es für ihn eine Auslegungssache sei. Er werte den Be-
schlussvorschlag der Verwaltung als finalen Vorschlag, sodass nach seiner Rechtsauffas-
sung der Antrag der SWG-Fraktion auf jeden Fall vor dem Verwaltungsvorschlag zur Ab-
stimmung gestellt werden müsse. 
 
Der Ratsvorsitzende unterbricht die Sitzung um 21.25 Uhr erneut für ein paar Minuten, um 
sich mit den Fraktionsvorsitzenden über die Reihenfolge der Anträge abschließend zu bera-
ten. Nach der Beratung teilt er mit, dass es bei der vorgestellten Reihenfolge bleibe.  
 
Er lässt dann über den Antrag der der SWG und FDP-Fraktion abstimmen,  
das Verfahren zunächst auszusetzen und eine Einwohnerbefragung durchzuführen, 
bevor die Potenzialstudie abschließend zur Kenntnis genommen und eventuell als 
Grundlage für weitere Planungen herangezogen wird. 
 
Abstimmung: mehrheitlich abgelehnt   Ja 9   Nein 20    Enthaltung 0 
 
Da dieser Antrag abgelehnt wurde, lässt der Ratsvorsitzende über den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90 / Die Grünen abstimmen: 
 
Die Windkraftpotenzialstudie des Planungsbüros Diekmann und Mosebach soll als 
Grundlage für die Ausweitung weiterer Flächen für Windkraft im Stadtgebiet herange-
zogen werden. 
 
Das Verfahren zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes soll weiter betrieben wer-
den mit der Maßgabe, dass der sich ergebende Umsetzungsvorschlag in einem mode-
rierten Bürgerforum vorgestellt und diskutiert wird, bevor er in das offizielle Verfahren 
eingebracht wird.  
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen   Ja 19   Nein 8    Enthaltung 2 
 
Da diesem Antrag zugestimmt wurde, entfällt eine Abstimmung über die verbleibenden zwei 
Anträge. 
 
Anschließend unterbricht der Ratsvorsitzende die Sitzung um 21.35 Uhr erneut für ein paar 
Minuten, um den anwesenden Gästen die Gelegenheit zu geben, die Sitzung zu verlassen. 
 
Abstimmung: beschlossen  
  

TOP 9.1. Ausweisung von Flächen für weitere Windenergieanlagen; 
Antrag auf Durchführung einer Einwohnerbefragung gemäß 35 Nds. 
Kommunalverfassungsgesetz 
gemeinsamer Antrag der SWG- und FDP-Fraktion vom 15. Juni 2017 
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Vorlage: AN/0213/2016-2021 
 
Dieser Punkt wurde unter Tagesordnungspunkt 9 mit abgehandelt. 
 
Abstimmung: beschlossen   
 
 

TOP 10. Vertrag zwischen der Stadt Jever und dem Diakonischen Werk Jever e.V. 
über die Trägerschaft der innerstädtischen Kindertagesstätten 
 
SchuJuA Nr. 3 vom 1. Juni 2017 
VA Nr. 12 vom 13. Juni 2017 
Vorlage: BV/0159/2016-2021 

 
Ratsherr Schönbohm erklärt, dass seine Fraktion im Vorfeld einen Antrag gestellt habe, um 
gewisse Vergleichsmöglichleiten zu anderen Trägern zu erhalten, der allerdings von der 
Verwaltung nach hinten geschoben worden sei. Eine Beantwortung sei mittlerweile überflüs-
sig geworden. Es bliebe ihnen nichts anderes mehr übrig, als der Verwaltung zu glauben, 
dass der Vertrag mit dem Diakonischen Werk über die Trägerschaft die optimale Lösung sei. 
 
Ratsherr Janßen erklärt, dass sich die Kirche in Bezug auf die Kindertagesstätten finanziell 
auch immer mehr zurückziehe. Aber die Kirche sei der einzige Träger, der noch eigene fi-
nanzielle Mittel mit einbringe, obwohl der Zuschuss gedeckelt werde und Tariferhöhungen 
nicht mitgetragen würden. Unterm Strich blieben für die Stadt noch ca. 180.000 Euro. Somit 
sei der Verwaltungsvorschlag für die SPD-Fraktion immer noch die wirtschaftlichste Lösung. 
Er weist darauf hin, dass auch die Möglichkeit bestehe, den Vertrag jährlich zu kündigen. 
Wichtig sei auch, dass die Fortbildung des Personals weiterhin gewährleistet sei. Die SPD-
Fraktion werde der weiteren Trägerschaft des Diakonischen Werkes ab dem 01.08.2018 zu-
stimmen. 
 
Ratsfrau Zielke erklärt, dass es zwischen der Stadt und dem Diakonischen Werk eine jahr-
zehntelange gute Zusammenarbeit gegeben habe, sodass sie der Meinung sei, dass man 
ein System, welches gut funktioniere, nicht verändern solle. Aber sie finde es schade, dass 
der Stelle des Geschäftsführers nicht mehr Stunden zur Verfügung gestellt worden seien, 
welches bei mehr als 70 Mitarbeiter/-innen sinnvoll gewesen wäre. 
 
Ratsherr Dr. Funk erwidert im Hinblick auf die Aussage von Ratsherr Schönbohm, dass 
dieses Thema von der Verwaltung hervorragend dargestellt und vorbereit worden sei, wes-
halb der Verwaltungsausschuss den Antrag der SWG-Fraktion zurückgestellt habe. Es sei 
von der SWG-Fraktion unhöflich, diesen weiter zu verfolgen. Er sehe es nicht so, dass der 
Antrag der SWG-Fraktion untergegangen sei. Er ergänzt, dass auch die CDU-Fraktion erst 
viel Kritik geäußert habe, dann aber zu dem Entschluss gekommen sei, dass es sich unter 
den jetzigen Gegebenheiten um eine optimale Lösung handle. 
 
Ratsherr Schönbohm erklärt daraufhin, dass er schon erwarte, dass wenn seine Fraktion 
einen Antrag stelle, dieser auch zeitnah behandelt werde, um die Gelegenheit zu bekom-
men, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen. 
 
Der Rat beschließt: 
 
Der der Vorlage im Entwurf beigefügte neue Vertrag zwischen der Stadt Jever und 
dem Diakonischen Werk Jever e.V. über die Trägerschaft der innerstädtischen Kinder-
tagesstätten, mit Gültigkeit ab dem 01.08.2018, wird zugestimmt. 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen:  Ja 27  Nein 2  Enthaltung 0   
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TOP 11. 1. Nachtrag 2017 
 
FiWiA Nr. 4 vom 29. Mai 2017 
VA Nr. 11 vom 6. Juni 2017 
Vorlage: BV/0168/2016-2021 

 
Herr Rüstmann führt in den Sachverhalt ein. Er weist darauf hin, dass im Finanzausschuss 
drei Änderungen beschlossen worden seien. Der Entwurf der Verwaltung sei um das Tou-
rismuskonzept, den Fensterneubau in der Begegnungsstätte Moorwarfen und um die Stra-
ßenbeleuchtung im Wanderweg der Ludwig-Meinardus-Straße erweitert worden. Im anlie-
genden Entwurf seien dann aber nur zwei Veränderungen aufgenommen worden. Die Aus-
gabe für die Straßenbeleuchtung sei nicht eingepflegt worden. Herr Rüstmann teilt sodann 
die geänderten Zahlen der 1. Nachtragshaushaltssatzung mit, die dem Protokoll als Anlage 
beigefügt ist. 
 
Ratsherr Janßen erklärt, dass seine Fraktion dem Nachtragshaushalt zustimmen werde. Es 
sei auch wichtig, dass das Gutachten für den Tourismusbereich im Nachtrag enthalten sei. 
Er erläutert, dass mit dem im März verabschiedeten Haushalt seitens der CDU-Fraktion alles 
versucht worden sei, um die Einnahme aus dem Fremdenverkehrsbeitrag aus dem Haushalt 
herauszunehmen, welches nicht gelungen sei. Dafür sei als Kompensation eine lange 
Streichliste von der CDU-Fraktion und der Verwaltung vorgelegt worden. Die SPD-Fraktion 
habe sich gegen die Aufnahme dieser Streichliste vergebens gewährt. Und nun werde diese 
Streichliste teilweise doch wieder rückgängig gemacht.  
 
Er blickt auf die finanzielle Situation der Stadt. Trotz der Erzielung eines großen Überschus-
ses durch eine große Gewerbesteuernachzahlung in diesem Jahr, habe der Landkreis die 
Stadt in die Schranken verwiesen. Es sei wichtig, die alten Schulden zu tilgen. Im nächsten 
Jahr werde die Stadt wohl Schulden von ca. 4,3 Millionen Euro haben, welches auch daran 
liege, dass die Stadt erheblich weniger an Schlüsselzuweisungen erhalten werde. Es sei 
wichtig, alle Einnahmemöglichkeiten, die man habe, auch zu nutzen. Es sollten auf keinen 
Fall Einnahmemöglichkeiten wie z.B. die Fremdenverkehrsabgabe gestrichen werden. Es 
müssten zusätzliche Einnahmen z.B. aus der Erhebung einer Zweitwohnungssteuer gene-
riert werden.  
 
Er stellt klar, dass es bei einer Streichung der Fremdenverkehrsabgabe mit der SPD-
Fraktion keine Steuererhöhungen geben werde, um die fehlenden Einnahmen zu kompen-
sieren. 
 
Er stellt fest, dass neben der Erfüllung der vielfältigen Aufgaben im Rahmen des Masterpla-
nes keine zusätzlichen Wünsche möglich seien. Man müsse in Zukunft sparsam wirtschaf-
ten. 
 
Ratsherr Dr. Bollmeyer erklärt, dass sich wie auch in den letzten Jahren mit dem 1. Nach-
tragshaushalt zeigt, dass sich die finanzielle Lage derzeit besser entwickle als ursprünglich 
erwartet worden sei. Als wesentliche Investitionen aus diesem Nachtragshaushalt nennt er 
den Krippenneubau an der Schützenhofstraße und der Erwerb von Flächen an der Blauen 
Straße zur Schaffung weiterer Parkplätze am Rand der Innenstadt. Die CDU-Fraktion trägt 
diese Projekte vollkommen mit, sodass sie diesem Nachtragshaushalt zustimmen werde. 
 
Ratsfrau Thomßen erklärt, dass die Fraktion Bündins 90 / Die Grünen ebenfalls dem Nach-
tragshaushalt zustimmen werde. 
 
Auch Ratsherr Schönbohm teilt mit, dass die SWG-Fraktion bis auf eine Ausnahme dem 
Nachtragshaushalt zustimmen werde.  
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Der Rat beschließt: 
 
 
Der Entwurf des 1. Nachtragshaushaltes 2017 wird mit den im Fachausschuss und 
den heutigen vorgetragenen Änderungen als Satzung beschlossen. 
 
Abstimmung: mehrheitlich beschlossen:  Ja 28  Nein 1  Enthaltung 0   
 
 

TOP 11.1. Änderung der Vertretungsregelung in den Ausschüssen; 
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 10. Juni 2017 
Vorlage: AN/0212/2016-2021 

 
Ratsfrau Zielke erläutert den Grund für den gestellten Antrag zur Änderung der Vertretungs-
regelung. 
 
Der Rat beschließt ohne Diskussion: 
 
 
Der Rat der Stadt Jever spricht sich dafür aus, dass er sich mit dem Antrag der Frakti-
on Bündnis 90 / Die Grünen vom 10. Juni 2017 zu dem Thema „Änderung der Vertre-
tungsregelung in den Ausschüssen“ befassen möchte. 
 
Der Antrag wird an den Verwaltungsausschuss zur Vorbereitung verwiesen. 
 
Abstimmung: einstimmig beschlossen  Ja 29  Nein 0  Enthaltung 0   

TOP 12. Schließen des öffentlichen Teiles der Sitzung 

 
Der Ratsvorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Ratssitzung um 21.55 Uhr. 
 
 
 
 

 
Genehmigt: 
 
 
 
 

Karl Oltmanns  Jan Edo Albers Janika Post 

Vorsitzende/r Bürgermeister Protokollführer/in 
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